
28 ' Heribert Gosso 
--_.------._-----.-_ ... -------------------

Gemeinwirtschaftlichkeit - ein Wettbewerbsproblem ? 
Eine Entgegnung 

;..\.: Von Dr. jur. H,erib,ert G'ÜSSle 

Vorbcmcrlmngen 

Iil Heft 3/1956 dieser Zeitschrift hat Dr. F. J. Sc h r 0 i f feine Abhandlung "Zum 
Pmblem der Einschränkung der gemeinwirtschaftlichen Verkehrshedi,enung durch 
die Eisenbahn" v,eröffentlicht, die in verschiedener Hinsicht 'einer Ergänzung. 
und - wie wir meinen - der Richtigstellung bedarf. 

W,enn diese Entgegnung in der Beantwortung der von SchDoiff vertretene:n 
Thesen d~e gemeinwirtschaftlichen Tatbestände überwiegend im positiven Sinne 
herv'Ürhebt, SIO !möchten wir sie doch nicht als bedingungslose Y,erteidigung des 
gemeinwirtschaftlichen Prinzips an sich verstanden wiss,en. Die Bundesbahn 
sdbst hat in wiederholten Aeußerungen ihre neutrale Einstellung zur Sache be" 
kJUndet. Nicht gutgeheißen werden kann ,es aber, wenn in letzter Zeit ver", 
schiedentlich der Y,ersuch gemacht wird, die bestehenden gemeinwirtschaftlichen 
Wirkungen und Belastungen weitgehend als nichtexistent zu behandeln 'Oder ihre 
Einschränkung nur insoweit zu empfehlen ,als dies im eigenen Interess,e dnzdncr 
Wirtschaftszweige 'Oder bestimmter k'Ünkurrierender Y,erkehrsträger vorteilhaft 
erscheint. Man wird der Entscheidung nich't ausweichen dürfen, die Gemein", 
wirtschaftlichkeit im Grundsatz beizubehalten oder sie im Grundsatz aufzugeben 
- mit allen Folgerungen, die sich in dem dnen wie dem anderen Falle :für die 
Gesamtwirtschaft und die Y,erkehrsträger daraus ,ergeben mögen. Halbe Maß" 
nahmen, die unter IBeibehaltung ,aller wesentlichen Bindungen der Bundesbahn 
nur Randerscheinungen des Problems berühl'en, im übrigen aber den. privat" 
wirtschaftlich ausgerichteten Verkehrsträgern nur zusätzliche Chanc'en einräumen 
wUrden, sind ,abzulehnen. 1) 

Zunächst ist die Zielsetzung der Abhandlung Schroiffs nichcdeutlich erkennbar. 
Der Y,erfass,er ,erklärt in der Einleitung, daß ,er sich "mit den Grenzen der Einsatz" 
möglichkeiten des Instruments der Bundesbahn zur Errdchung gemeinwirtschaft" 
lichel' Zielsetzungen" b\!fassen wolle, sh:llt ,aber den Hauptteil sd;ner.Arbeit in den 
sehr viel ,enger,en Zusammenhang der Auswirkungen der gememw1rtschaftlichen 
Y,erkehrsbedienung der Bundesbahn auf die anderen Verkehrsträger, sieht dieSle 
Y,erkehrsbedienungalso im wesentlichen nur als Problem der "Wettbewerbs.. 

1) In diwcm Zusarnmcn};ang darf JJcme'~kt w<Yrden, daß die Fe~ts<t~llunb in. der AbhanJ.lung 'VOIl 
Dr. SchraiH (S. 152 Anm. 12), d("r zur Untersuchung der gemeHlwl;lschafllIchcn VOl'pfh;chlungon 
J,,1' Bundesbahn ·eingesetzLe Sachvers,Uindigen-Aussc'hue, habe fpr SoUl~ Ulltel's~l(;hung ein f ach 
u n t -e r IS te 11 t, daß die gemeinwirlschaftliclw Vorkelhl'shedJcn~lllg IJll !lCUlJ'pOIl Umf~ngo v(~n 
dC<r Bahn verlan"t werd~, um;utl'off;~nd ist. Der Ausschuß war vldmehr iIl Sl'InCl' Arboll an d:fO 

arntlicho Uegie,rgngserldärung des jetzigen Bundeskabinetts be~ S'cüler, AI~Jtsüberna~lme sowi,c an 
zahlreicho, "ich über alle Par~l1iJt1!! ersh'C,ckenu,o parlamenlar,schc Erklul'u,ngcn 1m Bundcsla& 
gebund<:>!!. 
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IOrdnung im Y-erkehr". Gegen diese, u. E. zu lenge 'Betrachtungsweis'e müss,en 
grundsätzliche Bedenkenang,emeldet wlerden. Eine solche Darstellung wird dem 
Begriff der Gemeinwirtschaftlichkeit die nur unter allgemeinen volkswirtschaft,< 
lichen Gesichtspunkten zutreffend ~ewertet werden kann, nicht gerecht. Sie 
wird ferner der Sonderst'ellung der Bundesbahn nicht gerecht, die als einziges 
Y,erkdlrsunternehmen neben dem im allgemeinen immer noch Gewinne abwer,< 
f,enden Güterverkehr mit gleichem Rang den volkswirtschaftlich nicht minder 
wichtigen Personenverkehr zu betreiben hat. Die Verpflichtung zur Bedienung 
des R'eiseverkehrs "in Uebereinstimmung mit dem Y-erkehrsbedürfnis" (§ 4 Abs. 1 
AEG) aber stellt - weit über den v'Üm WdzIer"Ausschuß festgestellten IdI" 
v'erlustaus den Sozialtarifen hinaus - die entscheidende "gemeinwirtschaftliche 
Last" der Bundesbahn dar. 

Zur Definition der Gemeinwirtschaftlichkeit 

Auch die Grundvmaussretzungen und "begriHe, die der Y,erfasser in sdner Arbeit 
v'erw,endet, bedürf,en ,einer Klarstellung. Schroiff hebt zu Beginn seiner Aus" 
führungen hervor, daß über den materiellen Inhalt der g,emeinwirtschaftlichen 
Verkehrsbedienung keine dnheitliche Ymstellung herrsche, dieser Begriff viel" 
mehr nach der Jeweiligen politischen Willens bildung wandelbar sei. Die Lösung 
der mit diesem Problem v,erbundenen Frage müsse daher letztlich' der Politik 
üherlass,en bleiben. D1e Wiss'enschaft könne nur gewisse allgemeine Yoraus~ 
setzungen klären, bleihe aber im übrigen auf die kritische Prüfung der Eignu'ng 
der gewählten Instrumente heschränkt. 

W,enn ,auch zuzugehen ist, daß die konkreten Zide der allgemeinen Wirtschafts" 
und Y,erkehrsp'olitik und damit der Gemeinwirtschaftlichhit von den jew:eiligen 
Gesamtumstänclen ,abhängen und variabel sind, so kann dem Y,erfasser gleich;. 
wohl darin nicht uneingesch'ränkt zugestimmt werden, daß ,es für den Begriff 
der Gemeinwirtschaftlichkeit keine eindeutige Begriffsbestimmung gebe und auch 
nicht g,eben könne. Die bestehenden Auslegung~schwierigkdten, die in den l?is,< 
kussionen immer wieder zu Mdnungsuntersch~eden Anlaß geben, haben lhre 
Ursache im wes,entlichen in der Y,erschiedenheitdes Standorts, von dem die 
Dinge jeweils betrachtet werden. Unter rein .subje~tiv'e~. Gc.~ic~tspunkten wird 
unter dem Begriff der Gemeinwirtschaftlichkelt naturge~aß hauf1.g -etwas anderes 
vIerstanden werden, je nachdem, ,ob diese nach' voIksw~rtschafthchen Belangen, 
vom Standpunkt r,egtonaler Wirtschaftsinter'esse~, der lelllzelnen. Y'erkehrsnutzer 
oder der beteiligten Verkehrsträger gewertet WIrd. Der mate.neUe ~ehalt der 
Gemeinwirtschaftlichkeit im Sinne dner übergeol.1~neten s~aa!hchen. Z~e1set~ung 
hingegen ist sowohl in theoretisch~wissenschaftl.lcher HlllS1C~~ W1: m. semen 
wesentlichen tatsächlichen Erscheinungsformen vlelfach I und uberelllstlm~end 
dargestellt. Wir dürfen hierzu insbes'Ünder,e a:tf das auch v,om V;erfass:er. zlti.erte 
G t 1 ~ d W' haftll'ch'en Beirats bel dem Bundesv,erkehrsmm1sterntm 

II ac lL'en ,es 1ssensc, . h f l' h Y kIb d' ~ 
B 1 9) D h' bedeut·et gemeinwlrtsc ,a t 1C 'e ,er ,e 1rs ,e, l: ... n'llng ezug ll'e 1men. " anac 
V,or allem: h f h h 
a) gleichwertig,e Bedienung der wirtsch'aftsstarken und de.r wirtdsc a. tss~ wad en 

Gebiete auf Grundlage der Gleichheit v,or dem Tarif un mltemer~m 
Bedarf -entspr,echenden Leistung; 

2) Yorschlägo ~ijr <Jin?' lloform des, DelU~sch~n. EiSl?nbahngüterlarifs., Schrifl,onreiho des v~i'ssen­
schaftlichen Bc,rals bOL dem Bunucs'v'nrkührsmlnusLer1llum, 110ft 1. IC' ' . I Auf di" zahlireic'hcn Arhcitclll VOll Bc'rkcnkopf, Napp-Zinll. Pirath, Schulz- ':iCSOW \1. a. Wir( 

verwiesen. 

/
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b) Förderung einer gesunden Dezentralisierung der Siedlung und der Industrie; 

c) FÖllderung der Mittel" und Kleinbetri~be in volkswirtschaftlich vertretbarCtrl 
Rahmen; 

d) Begünstigung hestimmter Bevölkerungsschichten im Personentarif aus staats", 
sozial.;: und wirtschaftspolitischen Notwendigkeiten. 

Insoweit stehen einer gültigen Definition daher kaum unüberwi~dliche Schwierig" 
keiten lentgegen. Wir haben allerdings den Eindruck, daß der Verfasser seinel'" 
seits nicht immer zwischen deneinzdnen th'eovetisch ,erarbeiteten Begriffsmerb 
malen sowie den praktischen Erscheinungsformen der Gemeinwirtschaftlichkeit 
und 'etwaigen Folgerungen daraus unterschieden hat und daher teilweise selbst 
zu einer Komplizienmg dieses Begriffes beiträgt. 

Zur KlarsteIlung der mit dem Begriff der Gemeinwirtschaftlichkeit und ihren 
Auswirkungen zusammenhängenden Fragen möchten wir daher unseren Aus" 
führungen <einig,e Festpunkte voranstellen, auf die wir im Verlauf unserer EnV 
gegnung noch wiederholt zurückkommen werden: 

, / 

Es muß unterschieden werden zwischen den 

1. externen gemeinwirtschaftlichen W ir k u n ge n ·eines bestimmten Verhaltens 
lim Sinne :der Definition des Wissenschaftlichen Beirats und den . 

2. internen gemeinwirtschaftlichen B 'e 1.1 s tun g ,e n , die damit für den ver",. 
pflichteten VIerkehrsträger verbunden sein können. 

Zahlreiche Maßnahmen der verschiedenen Verkehrsträger 'sind denkbar und 
in den gegenwärtigen verkehrswirtschaftlichen Verhältnissen auch tatsächlich 
vorhanden, die inUebereinstimmung mit der staatlichen Ziels,etzung gemein" 
wirtschaftliche Wirkungen auslösen obwohl sie aus s chi i ·e ß I ich aus 

I ' .eigen wirtschaftlichen Motiven dieser Verkehrsträger ,eingeführt wurden bz~v. 
beibehalten werden. Derartige Tatbestände w,erfen keinerlei Probleme auf 
und sind vom Standpunkt verkehrspolitischer Ordnungsbestrebungen un" 
in t'eressan t. 

'3. Bestimmte Maßnahmen können gleichz·eitig gemeinwirtschaftlichen und 
dgenwirtschaftlichen Zwecken, untergeordnet sie in (z. B. die Entfernungs", 
staffel). Tr,otz der in solchen Fällen vielfach: vlÜl'handenen Verflechtung der 
Zklsetzung,en und der Schwierigkeiten, die ,einzelnen Elemente voneinander 
,abzugrenzen, . wird der gemeinwirtschaftliche Charakter bestimmter Teil" 
<elemente nicht bestritten werden können. Dit: Kongruenz l<eigenwirtschaft;: 
licher Inter,essen mit übergeordneten Zielsetzungen steht der Annahme eines 
gemeinwirtschaftlichen V'erhaltens grundsätzlich nicht entgegen. 

.4. Die A!1erkennungeiner gemeinwirtschaftlichen V,erpflichtung als einer Las t 
im betriebswirtschaftlichen Sinne kann nur dort und in dem Umfange gefor" 
dert werden, in dem die Berücksichtigung der staatlichen Zielsetzung,en den 
'eigenen kaufmännischen Ueberlegungen der Verkehrsunternehmen wider", 
spricht. Zwischen den gemeinwirtschaftliche;n Auswirkungen .eines Handelns 
und ihr,er Anerkennung im Sinne ·einer Belastung muß also klar unterschieden 
werden. , . 
Andererseits darf die Anerkennung·einer Last nicht davon abhängig gemacht 
werden, lOb die Selbstkosten gedeckt SInd oder nicht. Auch ein entgangener 
Gewinn stellteigenwirtschaftlich dne Be1ast~mg dar. 
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5'. Als unabdinghar/e VlOl'aussetzung für die Anerkennung ,einer Belastung wird 
zu gd~en haben, daß, die gemeinwirtschaftliche Leistung kraft Gesetzes o"der 
kr,aft uhergeordneterallgemeiner Wdsung von ,einem "hestimmten Verkehrs", 
träger v/erlangt wird. Erst ,ein solcher staatlicher Auftrag unterscheidet die 
gemeinwirtschaftliche Belastung von normalen wirtschaftlichen Lasten wie 
sie auch in anderen Bereichen der Wirtschaft vorkommen (z. B. 'einer B'ehin" 
derung im Wdthewerb). , 
Ger,ade diesen heiden letzten Erfmdernissen nach Ziffer 4 und 5 kommt ent~ 
scheidepde Bedeutung zu. Wir werden uns damit noch zu beschäftigen haben, 
weil insoweit des / öfteren - .auch in der Abhandlung von Dr. SchroHf -
Mißverständnisse und Unklarheiten anzutrdfen sind. 

6. Die Fr,age der Zumutbarkeiteiner Belastung hat weder mit der materi:ellen 
Wirkung einer gemeinwirtschaftlichen Leistung noch mit ihrer grundsätzlichen 
Anerkennung als ,einer Last begrifflich etwas zu tun. D.as Problem der Zw 
mutbarkdt kann vielmehr nur im Zusammenhang mit der finanziellen Lage 
,eines V,erkehrsunternehmens sowie der verkehrswirtschaftlichen Gesamt" 
situation zutrdfend g,ewürdigt werden. Die Lösung der' damit zusammen" 
hängenden Frag,en gehört daher in. den Her,eich der praktischen Verkehrs<' 
politik und ist der wissenschaftlichen Erörterung weitgehend entzogen. 

7. Schließlich können sich gewisse Auswirkungen der cremeinwirtschaftlichen 
Vlerkehrsbe~ienung in dem internen Bereich der Verk.ehrswirtschaft selbst 
d. h. alslO unter und zwischen den ,einzelnen Verkehrsträgern, 'ergeben. ' 

Zur Vudeutlichung sei hervmgehoben, daß die ,Ziffern 1, 2 und 3 . sich! ,auf iden 
Begriffsinhalt der Gemeinwirtschaftlichkeit im Sinne der vom \'\'iss,enschaftlichen 
Beirat definierten Zweckbestimmung beziehen, die Ziffern 4 und 5 die ,objektiven 
T athestandsmerkmale behandeln, die als wesentliche Vmaussetzungen zur Aner", 
kennung >einer "gemeinwirtschaftlichen Belastung" gdt~n müssen und schließlich 
die Ziffern 6 und 7 sich mit den Folgenmgen befassen, die aus einer gemeinwirt" 
schaftlichen Belastung ggf. zu ziehen, sind -- Ziffer 6 mit der Folgenmg .für 
den unmittelbar betJcoffenen V,erkehrsträger, Ziffer 7 mit den mittelbaren Aus:. . 
w'irkungen, die bei den konkurrier,enden V,erkehrsträgern auftreten können. 

. Schroiff hat diesen Auswirkunß1en nach Ziffer 7 den Hauptteil sein:er Aus;:: 
führungen g,ewidmet. . Dem Range nach stehen sie in einer volkswirtschaftlichen 
Betrachtung u. E. am Schluß der Skala. 

I. Die gemeinwirfschaHliche Verkehrsbedienung als Problem 
der Wettbewerbsordllung " 

Es bedarf keiner weiteren Begründung, daß die gemeinwirtschaftlichen Ldstungen 
nach ZiHer 2 (Absatz 2) und 'ebenso, soweit ihnen eigen wirtschaftliche Uebel.'\:' 
l~.gun?~n . zugrunde liegen, .nach Ziffer 3 des Katalogs keine beson~eren Fragen 
f~r dte N~uordnung des Verkehrswesens. aufwerfen. Hier fügen sich in glück" 
hcher Erganzung Erf.ordernisse der staatlIchen Rechts" und Wirtschaftsordnung 
mit dem Eigeninter·ess'e der V,erkehrsunternehmen zusammen. 

Die v,on dem V,erfass·er angedeutete Problematik liegt im wesentlichen im Fall 
nach Ziffer 4. Nur hier tauchen die außeJ:lOrdentlich schwierigen Fragen der 
Abwägung des Allgemeininter,esses mit den divergierenden Erfordernissen kom", 
merziellen HandeIns gemeinwirtschaftlich gebundener V,erkehrsunternehmen auf, 
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die Frage nach Umfang und Zweckmäßigkeit der Einzelmaßnahmen, der Ein", 
schaltung dnes bestimmten Verkehrsunternehmens als Instrument der staatliche:tt ' 
Wirtschaftspolitik - kurz die Frage nach der "Einschränkung der gemeinwirt", 
schaftlichen Yerkehrsbedienung" zu deren Lösung Dr. Schroiff mit seine~ 
Abhandlung - begrenzt auf den Bereich des Güterverkehrs - heitragen will. 

Entgegen dieser erklärten Zielsetzung und entgegen seiner !eigenen Definition 
,daß ,es der Zweck der gemeinwirtschaftlichen Verkehrspolitik sei, die Yolks~ 
wlrfschaft als Ga n z ,e s zu fördern, hat sich Schroiff, wie bereits hervor"" 
gehoben wurde, im wesentlichen mit 'einem anderen Problem befaßt, näm1i~lt 
der "Gemeinwirtschaftlichen Y,erkehrshedienung als Problem der W,e t t "" 
be w ,e rbsordnung" (vergl. Ziffer 7). Diese in der Abhandlung immer wieder" 
kehr,ende veränderte Fragestellung beeinflußt Ergebnis und Inhalt der Unter", 
suchung so wesentlich, daß das 'eigentliche Thema u. E. zu kurz gekommen ist. 

Dem Hauptteil seiner Ausführung,en stellt Schl'oiff durchaus zutreffend di~ 
Forderung .nach dner scharfen Trennung zwischen der gemeinwirtschaft", 
lichen Y!erkehrsb'edi!enung und der gemeinwirtschaftlichen Y'erkehrs:: 
be1.astu ng vmaus (vgl. hierzu oben Ziffer 1 und 2). Eine solche Unterscheidun~ 
erscheint uns auch im Sinne der Beweisführung Schroiffs begrifflich notwendig, 
weil nur eine anzuerk,ennende B ,e la s tun geine Behinderung des W,etthewerblS 
darstellen kann. Ohne jede Begründung konbetis1ert der Verfass,er jedocJ). 
anschließend die gemeinwirtschaftliehe Y,erkehrs b 'e d i ,e nun g als dn Pl'oblell"l. 
der Wettbewerbsordnung im Verkehr. 3) Ohne Beweisführung wird' damit 
implieHe unterstellt, daß die im Wdtbewerb zu dem Hauptträger der gemein" 
wirtschaftlichen Y,erkehrshedienung - der Bundesbahn - stehenden andel'el\ 
Y'erkehrsträger in u nm i t t ,e 1 b .a r ,c.r W,eise den gleichen Y,erpflichtungen. 
unkrwmfen s.eien und daß weiter in dieser Wdtbewerbssituation der Kern Jet' 
Pt'IOblematik umschLoss'en liege. 1) Damit wird die Untersuchung auf dn Neben" 
pDoblem heschränkt, das unter -eigenwirtschaftlichen Gesichtspunkten für di;:: 
beteiligten Y'erkehrsträger vron ,erheblichem Interesse srein kann, dem aher füt 
das von Schroiff zur Unt,ersuchung gestellte Hauptthema nur untergeol'dnet~ 
Bedeutung zukommt. Inshesonder'e kann die an vielen SteHen s,einer Abhandlun~ 
hervmgehohene Yrerbindung von gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen unq 
Behinderung im Wdtbewerb, die ,offenbar im Sinne gegenseitig korrespondiJe: 
r,ender Bedingungen aufgdaßt werden, nicht anerkannt werden. Die gemein: 
wirtschaftliche Funktion der Bundesbahn wird zwar in manchen Fällen derartig~ 
HeII?:mnisse im Wrettbewerb für die ander,en Y,er~ehrsträg,er als Nebenwirkun~ 
auslos,en, doch sind ande.rerseits sreht: wohl Fälle denkbar und. vorhanden, itl. 
denen bestimmte gemeinwirtschaftliehe Auflagen an die Bundesbahn auf di~ 
anderen Yrerkehrsträger keinerlei Einfluß ausüben (z: B. Fahrplanpflicht, SoziaL" 
tadf'e im P,ersrünenverkehr 'Usw.). RICin begrifflich darf also die gemeinwirt: 
schaftliehe V,erkrehrsbed1enung des leinen V,erkrehrsträgers nicht mit etwaigen, 
Belastungen bei den andel'en Y'erkrelrrsträgern gleichgesetzt oder in unmittel: 
baren Zusammenllang gestellt werden. Wrenn wir auf unseren v,orangestdlten. 
Katalog vrerweisen dürfen, so ,ergibt sich, daß hier di:e Tatbestände von Ziffer 1 
und Ziffer 7 nicht auseinandergehalten worden sind. 

In diesem Zusammie!nhang muß der wiederholt vorgetragenen These des Yer., 

3) SeiLe 143, 4. Absatz. 
1) SeiLe H9, Ahsatz 2. 

• I 

I, 
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fassers, daß die gemeinwirtschaftliehe Y,erkehrsbedienung 'eine Aufgahe all e r 
öffentlichen Yrcr~ehrsträger sei, nachdrücklich widersprochen werden. Es ist un" 
bestritten, daß die Bundesbahn gemeinwirtschaftliehe Auflagen kraft ausdrück.. 
licher ges,etzlicher Ymschriften (§ 4 Abs. 1 des Allgemeinen Eisenbahngesetzes, 
§ 4 Abs. 1 des Bundeshahngesctzes, §§ 453 H. des Handelsgesetzbuches sowie 
§§ 3, 6 und 53 der Eisenbahnverkehrsordmmg) zu ·erfüllen llat und überdies als 
staatliches ,Yerkehrsunternehmen an die Richtlinien der Bundesregienmg ge" 
bunden ist. Eine Aus,einandersetzung darüber, ob und in welchem Umfang ggf. 
auch die anderen Yrerkelü:sträger dahingehende Rechte ,oder Pflichten walm, 
zunelunen hätten, wäre ,entbehrlich, wrenn nicht immer wieder der Y,ersuch unter" 
nlOmmen würde, aus dieser' angeblichen Yrerpflichtung bestimmte Forderungen 
herzuleit,en .lOder zumindest unter Berufung auf angeblichr gleichartige 'eigene 
"Belastungen" die Sonderleistungen der Bundesbahn bei der Erfüllung der ge" 
meinwirtschaftlichen Yrerkehrsbedienung zu hestreiten. Da auch SchroHf in seiner 
Abhandlung die gleichen Thesen v,ertritt, muß doch die Frage gestellt werden, 
wlOher Binnensc1üffahrt und Kraftverkehr die Legitimatton nehmen, die gemein" 
wirtschaftliche Y!erkehrsbedienung als -eine ihnen übertragene "Aufgabe" zu be" 
z·eichnen. Die "de fado"Theorie" des' Verfassers, mit der wir uns später noch 
zu befassen haben, vermag lediglich gewisse "Rdlexwirkungen", also dem Wort" 
sinne nach -einen Widerschein der gemeinwirtschaftlichen Y,erkehrsbedienung 
der Bundesbahn in tatsächlicher Hinsicht zu erklären, die' jedoch schon nach 
diesem v,on Schroiff g,eprägten Ausdntck nicht mit ICinem "Auftr.ag" oder einer 

. "Aufgabe" gleichgesetzt werden können. 

Inwieweit di:eanderen Yrerkdrrsträger Binnenschiffahrt und Straßenv,erkehr rein 
technisch und ökonomisch zur Erfüllung gemeinwirtschaftlicher Aufgaben in 
der Lage sind, soll in Uebereinstimmung mit dem Yerfassrer hier .unerörtert 
bleiben. Nur auf einen Gesichtspunkt darf aufmerksam gemacht werden: Schroiff 
~chHeßt sich :der Begriffsdefinition des Wissenschaftlichen Beirats beim Bundes" 
vrerkerusministerium dahin an, daß die Hauptzielsctzung der g,emeinwirtschaft" 
lichen Verkehrsbedienung raump.olitischer Natur sei, also in 'erster Linie der Ev 
schließung schwachbesiedeltcr Gebiete und dem Ausgleich der Standort" 
ungunst .revierferner Gebiete dienen $Jolle. Er sicht ,aber im Zuge der Zu' 
sammenballung der Menschenrnassen auf 'engem Raum zunehmend mehr gc" 
sellschaftsp'olitische Aufg.aben in den Vordergrund treten, also die Entballung 
von Industri:egebiceten und die Auflockerung großstädtischer Siedlungen. Hierzu 
scheint uns der Hinweis ,erforderlich, daß das Yorhandensein und der Wirkungs« 
grad der meisten Binnenwasserstraßen diese gesellschaftsp'olitische Zielsetzung 
u. E .. nicht zu fördern geeignet sind, sündern ihr .geradczu entgegenstehen. 
Nirgends ist die KronzentratLon von Wirtschaftsunternehmen und damit dic ZU" 
sammenballung VlOn Menschenrnassen SIO gnoß wie. im Herreichi der W,asserstraßen. 
Jeder neue Kanal ztcht, süweit 'er zur Erschließung des berührten Landes überb 
haupt heiträgt Industrien und Wirlschaftsbetriebe an den Wasserweg und ver" 
stärkt damit 'die ,allgemeinen Ballungst,endenzen. Dieser den Wasserstraß.en 
immanente Süg wirkt also reinem wichtigen gemeinwirtschaftlichen Ziel entgegen. 

Wctzlcr-ßericht 

Sc1rr,oiff kommt in seinen weiteren Ausfühntngen wiederholt auf den "Bericht 
des Sachv,erständigen"Ausschusses zur P,eststellung der betriebsfremden Lasten und 
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen der Deutschen Bundesbahn" (Wetzler" 
Ausschuß) z,urück. In Anlehnung an bestimmte Formulierungen dieses Aus" 

Bg.S 
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erk>ennung dnes bestimmten Tatbesatndes als 'einer gemeinwirtschaftlichen Be" ! 
lastung: 6) 

.1) Gegensatz zum dgenwirtschaftlichen Interesse 
b) Zwangscharakter der Last 
c) Einseitigk>eit und 
d) Unzumutbark>eit der Belastung. 

Hierzu müssen mehrere Einwendungen ,erhoben werden. W,ährend sich die 
Punkte zu .1) und b) mit unserer eigenen, in der Einleitung versuchten Klar" 
stellung deck/en und anerkannt werden können, muß zum Punkt c) festgestellt 
werden, daß die Einseitigkeit der Last zwar innerhalb der Verhhrswirtschaft 
im Rahmen des Wettbewerbs der Verkehrsträger vlOn Bedeutung sein kann, 
begrifflich aber ;mit der Frage nach der Existenz <einer gemeinwirtscl1aftlichen 
Last nichts zu tun hat. Auflag,en oder Verpflichtungen mit finanziellen Au$;>' 
wirkungen können grundsätzlich auch dann gegeben s,ein, wenn verschiedene 
üder sämtliche V,erk>ehrsträger vergLeichbar,e Lasten zu tragen haben sollten~' 
Schroiff hält hier seinerseits Begriff und Auswirkungen reiner Last nicht klar 
ausdnander. üb und in welchem Umfang aus tCiner slOlchen finanziellen - nicht 
einseitigen - Last irgendwelche KlÜns'equenzen zu ziehen sind, ist eine hiervün 
u. E. scharf zu tr'ennende Frage. Das gleiche gilt für die Voraussetzung zu d), 
für die Zumutbarkeit IÜder Unzumutbark>eit dner Belastung. Auch sie stellt ein 
ausschließlich politisches, alLenfalls nüch finanzielles Pnoblem dar, das ebenfalls 
in den Berdch der v,erk>ehrsp.olitischen Fülgerungen verweist, für die sich auch 
die Saclwerständigen des WetzLer"Ausschuss'es ausdrücklich als nicht zuständig 
erklärt haben. 
Für dne theoretisch"wissenschaftliche Betrachtung im Sinne der einleitenden Aus" 
führungen Schmiffs hätten wir ,es daher nur mit den Prämisslen zu .1) und b) zu 
tun. Da wir mit der These zu .1) - Anerkennung 'einer Last nur insoweit, als 
,ein bestimmtes V,erhalteneigenwirtschaftlichen Inter,ess,en widerspricht (v,erg!. 
Ziff. 4 unseres Katalogs) - weitgehend übeDeinstimmen, können wir uns in der 
weiteDen Auseinandersetzung im wesentlichen auf den Punkt b) - Zwangs" 
charakter der Last - beschränken. Nur zur \'\fiderlegung ,einigel' bestimmter Be" 
haupiungen des V,erfassers wird ,es erforderlich sein, auch die beiden anderen 
,Punkte in unsere Stellungnahme mit dnzubeziehen. 

Der Zwangscharakter der Last 
Schmiff ist der Ansicht, daß due gemeinwirtschaftliche Last nur dann gegeben 
sei, wenn der Verk>ehrsträger sich nicht von sich aus von dieser Last freimachen 
kann, wenn 'er also insowleiteinem Z iN ra TI g unterli:egt. Er stellt hierzu die 
These auf - die auch die Binnenschiffahrt für sich in Anspruch nimmt,' als 
der'en sachv1erständiger V,ertreter in verschiedenen Amschüssen Dr. Schroiff 
wiederholt ,ähnli<;he Gedanken vürgetragen hat -, daß ,es gleichgültig sei, ob 
,es sich dabei um 'einen Zw,ang de jur1e oder de 'facto handele. Es komme aus" 
schließlich' dar,auf an, ob der andere V,erk>ehrsträger cf f,e k ti v ebenfalls slOlche 
g,emeinwirtschaftliche Belastungen zu tragen habe ,oder nicht. Im Wie t t b 'e w ,e I" b 
s,ei ,allein die de facto~Wirkung maßgebend und nicht die de jure"Verpflichtung. 
Die ,abweichende Auffassung der Bundesbahn wird als "für d~e Bahn typisch, 
als formaljuristisch" abgdehnt. 

5) Seile 145, 148. 
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Abgesehen davün, daß die 'Behandlung dies1es . allgemeinen Grundsatzproblems 
auch in diesem Zusammenhang wieder, wi,e wir meinen, zu Umecht auf die 
Auswirkungen in der internen Wettbewerbslage ,abgestellt wird, scheint uns der 
Verfasser mereinem zweifachen Irrtum und überdies ,einem Widerspruch zu 
seiner <eigenen v10rausgdllenden Argumentation rerlegen zu sein. 

.1) Schwiff hat wenige Absätz1e zuvor und als 'erstes Kriterium zur Anerkennung 
dner g,emeinwirtschaftlichen Last die FlOrderung aufgestellt, daß die Leistung 
rcntgeg1cn den dgenwirtschaftlichen Interessen erbracht werden müss,e. Man 
mag trütz grundsätzlicher Vürbehalte gegcn die Einbeziehung von KlOn" 
kurrlenz~ und W<Ctthewerbsüherlegungen mit ihm dahin ühereinstimmen, daß 
d1eökol1<omischen Gesetze als FlOlge der gemeinwirtschaftlichen Leistungen 
Ider Bundesbahn in den ander,en V,erkehrsträgern ,ein bestimmt,es V,erhalten 
zur Erhaltung ihres' V'erk>ehrshesitzes und jhrer Einnahmen nahelegen, man 
mag unter rein wirtschaftlichen Gesichtspunkten auch dn rentsprechendes 
Handeln dieser V,erk>ehrsträger als <einen Zwang de facto anerkennen - keines,. 
falls aber kann Sclwoiff darin geFolgt werden, daß derartige Leistungen 
au ß 'e I" h .1 I b der 'e i gen wirtschaftlichen Ueberlegungen dies.er V,erkehrs,. 
unternehmen liegen. Bereits dieses erste von dem Verfass·er sdbst heraus~ 
g,estellte ,ess'entielle Erfrordernis der gemeinwirtschaftlichen Belastungen ist da,. 
mit bei den anderen V,erk>ehrsträgern n ic h t 'erfüllt. ' 

b) Der de facto~Theorie des V,erfass1ers steht sdne ,eigene Argumentation (S. 143) 
lentgegen, daß gar nicht die gemeinwirtschaftliche V,erk>ehrsbedienung durch 
dieeinzdnen V,erk>ehrsmitDel schlechthin inf.eressiere, sondern daß als v,erhhrs" 
politisches Problem nur derjenige Treil der gemeinwirtschaftlichen Verkehrs" 
bedienung ,hedeutsam sei, durch den v'erl,angt werde, daß Transport" 
leistungen ,aus vülkswirtschaftlichen Gründen durchgeführt würden, und daß 
nur diejenig,en Verk>ehrsleistungen zur Erörterung stünden, die in Abweichung 
ViQn den betriebseigenen Interessen v ,e r 1.1 n g t würden. 
Wir stimmen diesen Darlegungen desYerfassers in v,ollem Umfang zu. SchroHf 
hat hier 'ebenfalls die Diskrepanz zu betriebseigenen Interessen als Bedingung 
postuliert und weiter das ausdrückliche V'e I" 1 .1 n ge n - also dnen staat~ 
lichen Auftrag - zur Vmaussetzung der Anerkennung einer Belastung 
gemacht. 
,Binnenschiffahrt und Kraftwagen werden daher 'erst nachzuweisen haben, 
wdche für die Wirtschafts" und VerkehrsplOlitik zuständige staatliche Stelle 
,eine derartige Forderung an sie gerichtet hat.~) .Sollte ihrentsprechen~es ~us 
konkunenzwirtschaftlichen Ueberlegungen dlkhertes Verhalten gememwlrt,. 
'schaftliche \'\firkungen im Sinne unser,er dnleitend dargestel~!en De~initio.n 
herbeiführ,en, S.o kann jedenfalls vlOn diesen beiden Verk>ehrstragern mcht dIe 
Prämiss,e zu Ziffer 4 - auHerhalb cigenwirtschaftlicher Ueberlegungen - und --

6~ Zur V~rme~uung von 'Clwaigen Mißv.erställunisscu sei l.lcrvorgchoben, uaß sclbslvcrs~:iIld~'ich nid.ll 
~lQ Dll Ul;) mü der gcmc'illwirtschaflllidl'eu Verkchrsbcdl'c:nun.g verbund?lliell Las~en fu; :~'l<;h, al!clrl 
lt~ An6prud~ zu ndUn<Jll hoabsichtigt, somlern daß es wl,cht,:g'() vO!kSW1Tlsc:hafth.cl~o G1'u~I~lc slll~l, 
dl'o gegcl~ ,e'mo \Ccr~oiliu'llg die,~or Aufgabe auE mclwore \C~rkehrslrag:or sprechen! d;)~lll lh~ W.,Sl

lC.1l 

und dwalg;) AllsgLoldlsforderullgC'll J,e;." V;)1'l,e111~s müßten swh kumuhoron, wenn lln hahmen dlCscr 
me,ist völlig unwirtschaftLichen Maßnahmen noch zu,s'iHzlich die K 0 ~l kur 1'0 n. z de.r and~:cn Ver­
kehr~trägcr durch ontspl'eclwnde Ane1'kcurlUlllg gefördert würuo. DLO These Schrolffs WUl'UO ~lso 
zu einem v'ßl'größ,erLon, durch die gemeinwirtschaftliehe Ziü!&etzung ntcht begründeten volkswlI'l­
schartlichen Aufwand führen. 



36 IIcribcrL Gosso 
-----, , 

',eben&owenig die Prämisse zu Ziffer 5 - 'ein staatlicher Auftrag - in Anspruc~ 
g,enommen werden. 

c) Schließlich kann dem Verfasser auch nicht in der Begründung gefolgt werden. 
daß derartige "Reflexwirkungen" der gemeiilwirtschaftlichen Verkehrsbediec 
nung der Bundesbahn v,on den anderen Verkehrsträgern als "wlrtschaftlich~s 
Handicap" im W,ettbew,erbempfunden würden und d 'e s hai b "auch Vül1 

ihnen als Belastung geltend gemacht werden können. Auch hier sind die DingQ 
nur v,on dem betriebsinternen Standpunkt diesel' V ,e r k ,e h r s unternehmen, 
nidltaber vom volkswirtschaftlichen Blickpunkt gewertet worden. Ein wirt: 
schaftliches Handicap allein kann aber noch nicht irgendwelche Ausgleichs: 
fiorderungen oder Ansprüche rechtfertigen, sondern nur dann, wenn über: 
gemdnete staatliche Inter,essen von diesen Verkehrsträgern ein 'entsprechendes 
Verhalten 'erfordern sollten. 

Zu dies,em Ergebnis führt u. E. auch die Betrachtung vergleichbarer Verhält~ 
niss,e in ander,en Bereichen, in denen ebenfalls neben dne Dein privatwirtschaft: 
liche Erwerbstätigkeit die Wahrnehmung staatlicher Aufgaben durch öffent; , 
liclvrechtliche Anstalten tritt. Wir denken z. B.an das Gebiet der Kranke'n" 
vIersicherung und ",behandlung, die in großem Umfang durch staatliche unq 
Immmuncile Einrichtungen (AOK, Univ:ersitätskliniken usw.) gesichert sind, 
mit denen xdn private Unternehmen "im Wettbewerb" stehen. Auch' für diese 
privaten Unternehmungen :ergeben sich ,aus dem Vmhandensein und der 
Tätigkeit der staatlichen Anstalten de facto"Belastungen und Erschwerniss'e in .. 
der betriebswirtschaftlichen Disposition. Aehnliche Bedingungen bestehen itn 
V,erhältnis zwischen priv,aten Schulen und staatlichen Schulen süwie bei 
anderen v,erglcichbaren Einrichtungen. Gleichwohl is~ u. W. von keinem dieser 
Unternehmen jemals der Versuch gemacht w\:?rden, die damit verbundene "Be. 
hinderung im \VlCttbewerb" in irgendeiner Form als dne ausgleichsfähige 
Belastung geltend zu machen. Es handelt sich hier um dne im Interesse des' 
Gemeinwühls hinzunehmende' Beeinträchtigung der Gewinnchancen privat. 
wirtschaftlichen Handelns, die durch Artikel 2 des Grundgesetzes ausdrück. 
lich gedeckt ist. 

Der V,erfass·er hatalsü nicht zwischen gemeinwirtschaftlichen Belastungen im 
Sinne der vün der V,erkehrswissenschaft ,erarbeiteten Begriffsdefinition und einer 
reineigenwirtschaftlichen Belastung im üblichen betriebswirtschaftlichen Sinne 
unterschieden. Die v,on Schroiff als "Reflexwirkung" bezeichneten Aus. 
wirkungen der Gemeinwirtschaftlichkeit, wie sie bei Binnenschiffahrt und Kraft" 
vlerkem vorkommen mögen, dürfen dem Wortsinn dieses Ausdrucks entsprechend 
mit dem materiellen Inhalt dieser Belastung nicht gleichg,es,etzt werden. Schroiff 
ist slOgar der Auffassung; die Binnenschiffahrt würde von derartigen Belastungen 
s t.ä :r k ,e T betrlOffen als die Eisenbahn, weil sie wegen der KlOnkurrenz der 
deutschen SchHfahrttr-eibenden untereinander nicht in der Lage sei, den Ausgl,eich 
durch andere V,erkehrseinnahmen herbeizuführ,en. 7

) Dieser Ansicht ist deshalb 
nicht zuzustimmen, weil wirtschaftlich kein Unterschi,ed darin gesehen werden· 
kann lOb Binnenschiffahrt und Kraftv·erkehr wegen ihrer internen Konkurrenz, 
oder ::'b die Eisenbahn wegen der Konkurrenz der anderen Verkehrsträger einen 
Ausgleich nicht zu ,erzielen verm?gen. . 

7) SCllü 147, Anrn.5. 
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Höhe der Belastung 

SchroHf w>ei~t darauf hin, daß er sich in seiner Abhandlung au€ die Erörterung 
der prinzipiellen Seite des PDoblems beschränken und daher zu der Höhe der 
Belastungen der ,einzdnen Verkehrsträg.er nicht Stellung nehmen wolle. Seine 
an dkser Stelle gegebenen Hinweise auf die Untersuchungen des W'etzler"Aus~ 
schusses 8) könnten jedoch zu unrichtigen Vorstellungen über die Arbeitsweise 
dieses Ausschusses führen. Sie sind möglicherweise darauf zurückzuführen, daß 
der Verfasser nur den abschließenden Beratungen des sogenannten erweiterten 
Wdzler"Ausschusses.als Sachverständiger für die Binnenschiffahrt angehört hat, 
so daß ,er die vlOrausg,egangenen sehr ,eingehenden Untersuchungen des 'engcren 
:.Ausschuss,es aus dg,ener Anschauung nicht zu beurteilen vermag. 

W,ennauch einzuräümen ist, daß eine iahlenmäßig ,exakte Ermittlung der genauen 
Höhe der gemeinwirtschaftlichen Belastung auf außel'Ordentliche Schwierigkeiten 
stößt, so ist ,es jedenfalls unzutreffend festzustellen, der Ausschuß habe sich' auf 
Sc h ätz u n g,en beschränkt. Die vom Ausschuß gewählte kasuistische M>ethode, 
einzdne besonders deutlich ,erkennbare Tatbestände der gemeinwirtschaftlichen 
B.elastung durch smgfältige Berechnungen und Untersuchungen zahlenmäßig zu 
erfassen, hat doch zu sehr konkreten VlOrstellungen über die Größenordnung 
der Gesamtbelastung geführt. Daß bei dieser V,erfahrensweise der Natur der 
Sache nach verschiedene Methoden - z. T .. Preis"Prds"Vergleiche, z. T. Preis~ 
}Gosten",Vergleiche - gewählt wurden, steht der Additionsfähigkeit der Tdl" 
.ergebniss,e 'entg,egen der Ansicht des V,erfassers nicht entgegen. So ist 'es z. B. 
belangLos, daß die Belastung aus der Vorhaltung einer Transportreserve nach 
}(.ostengesichtspunkten, die Belastung aus den SozialtarHen des Personenverkehrs 
aber durch einen Preis~Preis"Vergleichermittelt wurde. Ueberschncidungen 
können sich hier deswegen nicht ergeben, weil bei der Transportreserv,e nur Be" 
lastungen im Bereich des Güte r verkehrs geltend gemacht und vom Ausschuß 
anerkannt worden sind. Soweit in anderen Fällen, z. B. zwischen den Belastungen 
aUS den Sozialtarifen und aus dem Betrieb der Nebenbahnen, gewisse Deber", 
;chneidungen denkbar waren, hat der Ausschuß dieser Möglichkeit dur~h ,ent" 
sprechende Reduzierung der r'echnungsmäßig ,ermittelten Einzelwerte Rech.nung 
getragen. In weiteren Fällen ist zur V,ermeidung irgendwdc.~er U eberschncIdun", 
O'en v,on einer Anerkennung v,orhandener Belastungen uberhaupt abges,ehlen 
~,orden (so sind,z. B, die von SchroHf ,an ,anderer Stelle seiner Abhandlung s,e!bst 
3nerkannten Verluste aus dem Stückgutverkehr der Bundesbahn wegen emer 
;cilweise möglichen U eberschneidung mit d:r Bel~stung au.s dem Betdeb der 
N,ebenbahnen nicht gewertet worden). AngesIchts dIeser subtilen Deberlegungen 
vnd Durchleuchtungen bestehen gegen dne Addition der restlichen Belastungs", 
positionen keine Bedenken; sie ist im Geg,enteilaus Untersuchungszweck und 
Atlftrag des Ausschusses, die Größenordnung der Gesamtbelastung der Bundes" ' 
bahn zu ,er,mitteln, g,eboten. 

z;umutbarkeit der Belastung 

V,ern V,erfasser ist darin zuzustimmen, daß die gemei~wirtschaftlichen Belastungen 
;ZU den zugrunde liegenden V,erkehrsmengen und "pr'eisen in Beziehung steh~n, 
,die Ermittlung der Lasten als,o immer nur dne Art Mo me n tau ~ n a ~~ m e 
sein kann. Im Prinzip nicht folgen können wir ihm darin, daß der }eweIhg,e.n 
finanzsituati:on der Bahn ebenfalls ausschlaggebende Bedeutung zukomme. WIr 

\ 

------5) S()iLc 148, Anm. ü und SeiLe 155. 
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dürfen auf unser'en Eingangskatalog Ziffer 6 verweisen und feststellen, daß di~ i, 

damit aufgeworfene Frage der Zumutbarkeit mit der begrifflich"theordische!\ 
Erörterung des Themas unmittelbar nichts zu tun hat. Sie würde .allenfalls dan!\ 
bedeutsam werden, wenn bestimmte Ansprüche daraus hergeleitet würden. Das 
ist bisher nicht geschehen. Die Bundesbahn hat im Gegenteil wiederholt erklärt, 
daß sie hinsichtlich der gemeinwirtschaftlichen Belastungen Ausgleichsforderun" 
gen nicht erhebe. Es überrascht im übrigen, in der Abhandlung diesen Grundsatz 
- w,enn ,auch nur für die Bundesbahn - als dne Prämiss,e zur Anerkennung 
gemeinwirtschaftlicher Belastungen herausgestellt zu sehen, weil eine solche Be" 
trachtungsweise der vorwiegend privat" und wettbewerbswirtschaftlich ausgerich" 
teten Argumentation des Verfassers widerspricht. Aus Gründen der 'Finanz" 
situat10neines Betriebes wird dne Belastung im allgemeinen nur dann als "Un" 
zumutbar" bezdchnet werden können, wenn die Gewinn" und Verlustrechnung 
dieses Unternehmens nicht ausgeglichen ist, sondern Verluste aufweist. Eine der" 
artige Situation dürfte aber bei der ganz überwiegenden Zahl aUer Betriebe der 
Binnenschiffahrt und des Kraftverkehrs auch heute nicht gegcben sein, so daß 
cine Anerkennung gemeinwirtschaftlicher Belastungen bei diesen Verkehrsträgern 
unter der vom Y,erfasser gestellt.en Voraussetzung schon aus diesem Grunde ab" 
zulehnen und damit s,einen weiteren Ausführungen, die auf die Forderung nach 
einer derartigen Anerkennung hinauslaufen, die Grundlage 'entzogen wäre. 

Im Zusammenhang mit dem Begriff der Unzumutbarkeit bedürfen nach Ansicht 
Schroiffs :etwaige staatliche Entlastungcn oder Begünstigungen der Berücksichti" 
gung. Dies wi~d im Prinzip - soweit sie effektiv vorhanden sein sollten - ,an" 
zucr~enn~n sein. Nicht zustimmen können wir jedoch der weitereI?: F~stste.l1ung, 
daß m dtesem Zusammenhang "bei der Eisenbahn" auch die Moghchkert des 
i n t ,e r n:c n Aus g l,e ich s berücksichtigt werden müsse. Y'Üm Standpunkt dnes 
tormalen Wettbewerbsausgleichs, unter den Schroiff scinc Betrachtung des Pro" 
blems der Gemeinwirtschaftlichkeit gestellt hat, ist nicht v,erständlich, warum eine 
dwa bestehende Ausgleichsmöglichkeit nur bei der Eisenbahn Berücksichtigung 
finden sollte. Nicht v,erständlich ist diese Forderung vor ,allem im Hinblick auf 
den Kraftv,erkehr, der ja bekanntlich die verkehrsgünstigen Relationen bevorzugt 
und v,ermöge seiner individuelleren V'erkehrsbediell'lmg in weit höhel'em Maße' 
als die andel'en Verkehrsträger hochtarifierende Güter befördert (im Jahre 1955 
betrugen die Einnahmen aus den Tarifklassen A-D beim gewerblichen Güter" 
fernverk,ehr 56 % , bei der Bundesbahn nur 13,3 % der Gesamteinnahmen des 
Güterverkd1rS). Im Prinzip ist aber auch die Binnenschiffahrt nicht gehindert, 
sich in den Wettbewerb um diese Gütcr ,einzuschalten. Die unters'chiedliche 
O~ganisationsform de~ einzdnen Y,erkehrsträger, die inder Binnensclüffahrt ~md 
beIm Kraftverkd1r freI nach den 'eigenen betricbsinternen Belangen und Y:ortellen 
gestaltet ist, kann ,ebenfalls w,ohl kaum dafür zur Bcgründung herangezogen 
werdcn, daß lediglich die Eisenbahn diesem Zwang zum "internen Ausgleich" 
zu unterwerfen sei. 
In materieller Hinsicht verweist allein ein Hinweis auf die Lasten des Personen" 
ve.rkehrsalle ~rwägungen über ,einen internen Ausgleich in das Reich .der.Theorie. 
Dtes,e 'entscheIdende, vlÜm Y,erfasser leider unerwähnt gelassene g,ememw~:tsc~1aft" 
liehe V'erpflichtung der Bundesbahn schließt unter den gegebenen Y,erhaltmssen, 
jede AusgIeichsmöglichkeitaus. Ebenfalls nur theor:etischer Natur sind damit 
die weiteren Darlegungen, ,es liege für die Eisenbahn keine Beeinträchtigung 
ihrer Wettbewerbsfähigkeit gegenüber anderen Y,erkehrsträgern vor, "solange SIe 
die BeIastungenaus' den subventionsbedürftigen Verkehren in ihrem internen 
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Erlösausgleich ,auffangen könne". D) Von einem Erlösausgleich, unter "dem im 
übrig,en nicht nur dn Ausgleich zwischen Einnahmen und Ausgaben v,erstanden 
wlerden könnte dcr vielmehr eine volle Rentabilität des Unternehmens unter 
Einschluß ,eine; ~ngemessenen Y,erzinsung des Anlagekapitals voraussetzt, sind 
die Eisenbahnen in Deutschland heute leider weit ,entfernt. Andererseits ist sehr 
wlÜhl denkbar, daß auch bei ausgeglichener Rechnung durch bestimmte gemein" 
wirtschaftliche Auflagen das Ausschöpfen der vollen Gewinnchanccn gegenüber 
der K,onkurDenz v,erhindert würde - ein Gewinn, der unter den heute gegebenen 
v,erkehrswirtschaftlichen Verhältnissen auch nicht mit dnem von dem Verfasser 
abgelehnten "MlÜnopolgewinn" gleichzusetzen wäre. Nicht nur damnum emer" 
gens, auch lucrum cessans kann eine gemeinwirtschaftliehe Last darstellen. 

Betriebspflicht, Beförderungspflicht, Tarifzwang 

Nicht beipflichten können wir weiter den Ergebnissen, zu denen Schroiff bei der 
Behandlung der Begriffe Tarifzwang, Betriebs" und Beförderungspflicht gelangt 
ist. In der Abhandlung wird zunächst darauf verwiesen, daß diese Begriffe, 
unter denen nach .allgemeiner Auffassung der wesentliche Inhalt der gemeinwirt" 
schaftlichen Y,erkehrsbedienung v,erstanden wird, berdts in der Frühzeit dcr 
Eisenbahnen ,entwickelt worden sind. 

Bekanntlich sind die wichtigsten Eisenbahnen schon bald nach ihrer Fertigstellung 
in die Hand des Staates überführt und damit den übergeordnden Staatsinter,essen 
dienstbar gemacht worden. Ob es unter diesen Umständen und vor allcm unter 
Berücksichtigung der Selektionsmöglichkeiten, die dem priv,aten Kraftv·erkd1ts" 
gewerbe heute IÜffenstehen, selbst im Rückblick ,auf die Y1ergangenheit richtig ist, 
v.on der NlÜtwendigk:eit "zur Beseitigung unlauterer W,ettbewerbsmethoden" und 
dem ühersteigerten Erwerbsstrehen" der Eisenbahn zu sprechen, 10) möchten wir 
dahi~~estellt s,ein lassen. Unrichtig ist jedenfalls die Feststellung (Anmerkung 8), 
daß der Tarifzwang so lange keine Belastung sei, als di'e Tarife in "ihrer Gesamt" 
heit die Gesamtkosten der Bahn deckten". Auch der ,entgangene Gewinn, auf 
den dn Y,erkehrsunternehmen im Inter'ess'e gemeinwirtschaftlicher Zielsetzungen 
v,erzichten muß, ist dne unbestreitbare Belastung (im Sinne der Ziffer 4 unseres 
Katalogs). Eben~o wie dies praktisch vlÜm Ve~fasser. für die. nach privatwir~ 
schaftlichen Grundsätzen arbeitenden Verk'ehrstrager Bmnensclllffahrt und Kraft" 
verkehr in Anspruch genommen wird, muß dies für die Bundesbahn gelt,en, ~'er 
die Wahrung kaufmännischer Gesichtspunkte im Bundesbahngesetz zur .. Pfhc~t 
gemacht ist. Ob hingeg,en diese Lasten bei ausreichenden Gesamt~~l?sen. m 
irgendeiner Form honoriert werden, ist wieder dne nach, ZweckmaßIgkel~s" 
g,esichtspunkten zu entscheidende politische Frage. Der Y'erfas~er hat dah~r lucr 
zwischen der tatsächlichen Belastung (Ziffer 1 und 2) und der m das{ GebIet der 
vcrkehrspolitischen FlÜlgenmgen gehörenden Frage der Zumutbarkeit (Ziffer 4 
und 6) nicht unterschieden. 
Ebenso kann ,der F,eststellung nicht gefolgt werden, der Tarifzwang stelle. des" 
wegen keine 'cinseitige Belastung dar, da auch Binnenschiffahrt und g.ewerbhcher 
Güterfernv,erkehr dem gleichen Tarifzwang unterlägen. 11) De,r Tartfzwang als 

D) Scitc 149. 
10) SeiLe 150. . . . .. 
11) Es soll nicht bes,tritLen werden, daß jede Preishindung in ,~rller im übrigen nach de~l ~)Tlt~ZlpI'Cn 
oincs freien Marktes arbeitenden \VirLschaft eino llcOlnträchtlgung der \VettbewerLsfalugkClL und 
der TariIzwang daher auch bei DintlclbSchiffa:hrt und Kraftvorkehr oine \\\irtschaftliche Last tlar-
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ELement der gemeinwirtschaftlichen Y'erkehrsbedi1enung kann nur im Zusammelt.­
hang mit den beiden anderen Hauptele~enten der Gemeil1wirtschaftlichkeit, d~f 
Betriebs~ und Beförderungspflicht, zutreffend gewertet werden. Nur wenn die~c 
drd T,atbestände gemeinsam vorliegen, ,erwächst aus der gegenseitig,en Yerflec~.­
tung und Wechselwirkung dieser M'erkmale der Tarifzwang zu einer echten g~f 
meinwirtschaftlichen Last. Im Gegensatz zur Eisenbahn sind Binnenschiffah.~t 
und Kraftv,erkehr daher in der Lage, sich allen belastenden Auswirkungen d~~ 
T,arifzwanges zu 'entziehen, indem sie -- unbehindert durch die Betriebs~ uQJ 
Beförderungspflicht -- Transporte ablehnen, die für sie nach der Tariflage nic~t 
in: ter,essan t ,erscheinen. 

Wie Musteinmal festgestellt hat, gleicht die Tarifpflicht nur "Ieinem Schwert ~hl\,c 
Klinge", wenn die Beförderungspflicht fehlt. Sie ,erst gew,ährleistet, daß d\c 
Befördenmg von Gütern über Strecken grußer und geringer Y,erkehrsdichte, üb~r 
betrieblich günstige und ungünstige Anlagen, bei s,elbstkostenmäßig vorteilhaft(!l1. 
und nachteiligen Bedingungen wirklich immer und überall zu gleichen Tarif(!j'l 
durchgdührt ,wird. 12) , , 

Die Forderung bestimmter Beförderungszeiten im Rahmen der gesetzlich VO\'f 

geschriebenen Lieferfristen kann mit Belastungen verbunden sein. Unzutreffcl)J 
ist weiterhin, daß von der Bundesbahn nicht v,erlangt werde, allen TranspOJ:.\:f 
anfmderungen zu genügen. 1:3) § 4 Abs. 1 des Allgemeinen Eisenbahngesetzt<\5 
-- inhaltlich gleichlautend § 4 Abs. 1 des Bundesbahngesetzes -- bestimmt alt~f 
drücklieh, daß die Eisenbahnen ihre Anlagen lind Fahrzeuge "nach den A'lIJ 
forderungen des Y,erkehrs" auszubauen und zu 'ergänzen, sowi,e "den Reise~ Ul)c! 
Güterverkehr in Uebereinstimmung mit dem Y,erkehrsbedürfnis" zu bedienell 
haben. Dtesle Rechtsgrundlagen der Betriebs" und Beförderungspflicht zwingen 
die Bahnen z. B. zur Einhaltung fester Fahrpläne im Personen" und Güterv,erkehr 
sowie zur Vorhaltung ausreichender Anlagen und Transportraumreserv,en. 11) 

In diesem Zusammenhang darf dn weiterer Irrtum richtiggestellt werden, d(!f 
auch in der Abhandlung des Y,erfassers wiederkehrt: Die Unterbilanz der Nebetv 
bahnen ~ird meist als eine aus der B 'e t r ie b s p f 1 ich t folgende Bdastul)<1' 
Idargestellt. Die Ylerluste aus der Bedienung der Nebenbahnen sind Jedoch i~ 
lerster Linie auf den geringen Ausnutzungsgrad dieser Streck:en und die damit 
v1erbundenen höheDen betri:eblichen Kosten zurückzuführen, denen wegen des 
Grundsatzes der Ta r i f g I 'e ich h ,e i t höhere' Einnahmen nicht gegenüber", 
stehen. Die Unterbilanz der Nebenbahnen ist daher im wesentlichen eine Folge 
des Tarifzwanges. Damit erledigen sich die gegen die Anerkennung dieser Be" 
lastung vtOrgebr,achten Einwendungen, es müsse der Zubringerwert der Nebel)f" 
hahnen für das Hauptnetz berücksichtigt werden. Der ~3egriff des Zubringer? 
wertes ist in dem Augenblick irrelevant, in dem der Bundesbahn in Abweichul)U' 

'" 
stellt. Si'Ü ist bei (liesClI Verkehrsträgern jedoch koine ge m c,~ n wid.scha..ftlidw Last, di,o den ent-
sprechenden Au.fIagen bci der lIundesbahn glcichzusdzen wäre, \ 
1 e) Most, SOlJiaJ,e Marktwirtschaft und Verkdlr, Scllrifl,cllrlYihe des' Bllndcsminlistcrs für Verkehr, 
JIdt 6, Seite 43, '.! • 

J:l) Seite 150, Anm.8. 
1,4) Da in d~(,&em Zus'ammcnhung immer wioocl' hchauptel wird, daß diü and'eren Verkehrsträger 
gleicha~tige He&erven vOT7lllhaltcn hätten, soi nochmalsl Iestgl"S~eUt, daß eino Transportrunmrcserve 
VOll der Bundc'shahn nur i n ~ 'Ü W e i t -als, lIobsh}llO' ungclllcldllYt und vom \Vetzlcr-Ausschuß .an­
erkannt worden isl,al:s "V!} über di,evOll jedem W7rt,c1:utflsllnternol~men ~blicher\~,c-i'Se und aUcb 

, VOll den Verkehrs,trägern lIillnc'Ilsc'hiffa'hrt und Kraftverkehr auS> Clgcnwu-tsehafthcho!l Gründcll "­
vOl'g"ChalLeIH} normalo HÜ'S'erv'c 11 in aus gtlht. 
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von dem Gl(unds,atz der Tarifgleichheit im Raum teine angemessene Erhöhung 
der Tarif.e im Bereich der Nebenbahnen zum Ausgleich der höheren betriteb~ 
lichen Aufwendungen gewährt wird. Bei freier Tarifgestaltung wäre die Bundes;< 
bahn in der Lage, die Verluste aus der Yerkehrsbedienung der Nebenbahnen ,ohne 
Rücksicht auf die fragwürdige Existenz und Höhe teines "Zubringerwertes" durch 
entsprechende Steigerung der Einnah'men aus den Nebenbahnen sdbst aus zu,,: 
gleichen. Ein nennenswerter Wettbewerb anderer Y,erkehrsträger stünde in diesen 
verkehrsschwachen Gebieten -einem solchen Y'erhaJt.en nicht entgegen. 

Damit ,entfällt jede Begründung, den "Zubringerwert für das Hauptnetz" gegen 
die nach Küstengesichtspunktenermittelte Unterbilanz der Nebenbahnen auf" 
Z Lwechn en. 

Die Binnenschiffahrt als Nutznießer des gemeinwirtschaftlichen Systems? 

Es gehe hei den zu trdfenden verkehrspolitischen Entscheidungen, so heißt es 
in Ider Abhandlung, darum, üb und inwiew!Cit der interne Ausgleich der Bahn 
wieder funktionsfähig gemacht werden könne, 'entweder durch M'ehrverkehr aus 
der künjunkturdlen Entwicklung, oder aus der Rückwanderung von der Straße 
auf die ScMene -- die Rückwandenmg von der Binnenschiffahrt ist nicht erwähnt 
worden -- oder durch Veränderung der Eisenbahntarife und "kosten. In diesem 
zusammenhang wendet sich SchroHf gegen die Auffassung von Schulz,,:Kiesow, 
daß auch :die Binnenschiffahrt Nutznießer des gemeinwirtschaftlichen .' Tarif~ 
systems, insbesondere der Gleichtarifienmg im Raum sei und die gemeinwirt~ 
schaftliehe Y'erkehrsbedienung, 'ebenso wie der Kraftv'erkehr, geradezu aus,,: 
gehöhlt habe. 

,\o/Iennauch die Ablehnung dieser Gedankengänge SchubKiesow's durch dnen 
Sachwalter der Interessen der Binnenschiffa'hrt an sich verständlich erscheint, 
sO kann der geg,ebenen Begründung jedenfalls nicht gefolgt w~rden. Schroiff 
räumt dn, daß die Binnenschiffahrt aus der gemeinwirtschaftlichen Tarifpolitik 
der Bahn, vor ,allem der Gleichtarifierung im Raum, "gewisse Yorteile" gehabt 
habe. Dem sei heute aber keine Bedeutung mehr beizumessen, weil sich diese 
Gleichtarifierung praktisch auf die Regeltarife und die allgemeinen Ausnahme" 
tarife beschränke, die, gemessen an den Beförderungsmengen und "einnahmen, 
läpgst nicht dieselb~ Bedeu.tung h~tten wie. die übrigen Ausn~hmetarife. In ~er 
J3ipnenschiffahrt spIelten dIe zu dIesen Tanfen gefahrenen Guter -erst recht eUle 
"öllig untergeordnete Rolle. 

piese Fteststellung,en sind unrichtig. Im Jahre 1955 sind bei der Bundesbahn von 
d. 250 Mio t des öffentlichen Güterv,erk,ehrs etwa 80 Mio t nach Rege1tarifC'Il 

~J1Jd rd. 170 M10 t nach Ausnahmetarifen befördert worden. Von den Gütern 
der Ausnahmetarife ·entfielen mehr als 120 Mio t auf die allgemeinen Ausnahme,,: 
tarife.16) Insgesamt sind damit über 200 Mio t oder mehr als 80 0/0 1 des gesamten 
J3.eförderungsv'olumens der Bundesbahn zu Tarifen befördert worden, für die 
d~s Prinzip der Gleichtarifierung im Raum Gültigkeit besitzt. Zu diesen Gütern 
gebören überwiegend ausgesprochene ,Masseng:.iter w~e Koh,~en, ~rze, Ba~stoffe , 
u pd apdere. Soll ernsthaft behauptet werden, daß dIese Guter m der Bmnel1P 

cbiffahrt "eine völlig untergeordnete Rolle" spielen? 
,5 . 

-------16 ) ~>c'nau 125,7 Mio 1. Unt~r "allgemeinon :AUlsnahm:tariIclI" sind daboi ~~r Tarife mit Geltun~-
reICh von allen ProduktlOns- bzw, Gowl'lmungss,latten Il ach allen Iur Verbrauch und Vel­

Jyo}yeitll'ng in Frag<) kommenden PlätZen vers'tandcn, 
tl f 
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Im übrigen läßt _ sch?neine flüchtige Analyse der V,erkehrs" und Kost,enlag~ 
erkennen, daß dIe EIsenbahn bei Aufgabe d~s Prinzips der Gleichtarifierunr.. 
sehr wohl in der Lage wäre, unter voll,er \'\7ahrung der Kosten~ 
g ,e s ich t s p u_n ~ te in '~inen für die Binnenschiffahrt in zahlreichen Relationer\ 
mehral~ sc~wIen?e? LeIstungs" und Preiswettbewerb 'Cinzutreten. Die VlOrteil~ 
der Tanfglelc!ilieIt 1m ~al1m für die Binnenschiffahrt sind damit offenkundi~ 
und unbestrel~bar: "DIeser Tatsachen ist sich die Binnenschiffahrt durchau~ 
bewußt, legt SIe doch be~ond~r~n Wert auf die Beibehaltung der V,erpflichtlln~ I 

der Bundesbahn zur gleichmaßlgen Berechnung ihrer Beförderungspr'Cise .ohn<!: 
Rücksicht auf die Verkehrsdichte." 16) 

,Scht~oiff weist weiter darauf hin, daß mit dem Auftreten des Kraftwagens di~ 
Prdsdifferen~ier~ngs~öglichkeiten der Eisenbahn g,eschmälert worden sind untt 
nunmehr zusatzhch dIe Substitutionsclastizität der Bahntransporte durch Kraft" 
wagentr,ansporte zu berücksichtigen sei. Diese F~ststellungen sind an sich richtig, 
Als Folge der v,erschärften \X1ettbewerbssihlation sah sich d1e Bundesbahn be., 
kanntlich im }ahr.e 1953 im Zuge der Abtarifierung der Klassen A-D zu ~eine~, 
~usa.mmendrang.ung der W,ert~taffel g'ezwung~n. Es erscheint aber unvollständig, 
111 :dleser Be~rteI!'lm~ der vcranderten Wirkung der W'ertstaffel nur die R'egd" 
taTtfe ~u ~eruckslchhge~ .. Auch die allgemeinen Ausnahmetarife sind Ausdruc~ 
des Pnnzlps der W,erttanflerung; praktisch bilden s1e dfe Erweitenmg der Klassen" 
staffel nach .~mt~n. Unter .Einbeziehung dieser Ausnahmetarife ist das Fracht" 
spannenv:~rh~ltl1ls. und damit die Wirkung der Wertstaffel immer noch beachtlich: 
das ~Vlerhaltl1ls zWIsch~n der Klasse A und dem niedersten .allgemeinen AT betru~ 
191~. 100 : 20;5 ;es hegt .heute bei 100 : 23,9. Bei dieser ,erstaunlich geringen, 
Veranderu~g ~er Span~e hegt die Frage nahe, ob sich die Bundesbahn angesicht~ 
der revolutIonaren Veranderung der technischen und ökonomischen VerhältnissQ 
im y,erke.hrswesen ~icht Zll !erheblich weitergehenden Maßnahmen auf dieselI\ 
GebIet wtrd lentschheßen müssen. 

H. Grenzen der gemeinwirtschaftlichen Verkehrsbedienung 
Erst in diesem Schluß teil seiner A'llsfüh'nmgen wendet sich Schroiff,. wie wh' 
einleitend. ber.eits herv?rgehoben hatten, dem'eigentlichen Thema - den Grenzen 
der g~me111~I.rtsch~ftl~chen V'erkehrsbedienung _ zu. "Um die Gemeinwirt" . i 

schafthchkett 1m Pnnzip zu retten" 17) lind den Gesamtausgleich der Bahn wLedel' 
herzustellen, sieht 'er drei W,ege: 

a) die Belastung der anderen Verkehrsträger mit Ausgleichsmaßnahmen, 
b) Schadloshaltung der Verkehrsträger für gemeinwirtschaftliehe Belastung,en 

durch den Staat, 

e) Einschränkung der gemeinwirtschaftlichen V'erkehrsbedienung, soweit die 
Belashl.ngen .~b~er di~ infolgeder Verk,ehrsentwicklung verringerten eigenen 
Ausgle.~chsmoghc~keIten hinausgehen. 
~ir durf,en ,als VIerten ~eg die Möglichkeit hinzufügen, 

'd) dIe Bundes?ahn als T ragrer der gemeinwirtschaftlichen Verkehrsbedienung 
durch ausre~che?de Verl<Jehrsmengen und >'einnahmen wieder in die Lage zu 
v,ers-efzen, dIe mtt der gemeinwirtschaftlichen V,erkehrsbedienung v.erbundenen 
L.asten zu tragen.' . 

16) \Schulz-IGc!S.~w, Zur Frag~ dc: Aurgahentc.aun~ zwisehon Sch~o!]o und Straße, in FOI'~chllngs­
und SilwllgsbcorrchLc der Akadctnw für HautnforscllUng und LamlL~,planung, Band IV/1956, 
17) SeiLe 153- " I I 

I" 
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Es würde den Rahmen dieser Entgegnung übersteigen, wollten wir zu den auf" 
geworfenen Möglichkeiten ausführlich Stellung nehmen, zumal Schroiff sdbst 
hierzu nur dnige kurze Hinweise gibt. Olme in ·eine Auseinandersetzung 
über dIes,e in das Gebiet der v,erkehrspolitischen Entscheidungen gehörenden 
Alternativ1en dnzutreten, möchten wir uns daher auf folgende Bemerkungen 
beschränken: 

Zu ,a) jSchroiff lehnt ,eine Ausgleichsabgabe innerhalb der ·öffentlichen Ver" 
kehrsträger ab, weil sich "der Tatbestand auch nicht annähernd feststellen 
lasse." 18) Selbst in dem kleinen Sachverständigenkreis (des Wdzlev 
Ausschuss,es) sei ·es nicht möglich gewesen, hierüher dneeinheitlichc 
M.einung herbeizuführen. 
I-Herzu ist richtigzustellen, daß über die Größenordnung der gemein" 
wirtschaftlichen Belastung der Bundesbahn unter den Sac11V,erständigen 
des engeren Ausschusses dne durchaus dnheitliche Mdnung bestand. 
Dieser in den wesentlichen Punkten üher'Cinstimmenden Auffassung 
neutraler Sachv,erständiger wurde 'erst in den abschließenden Beratungen 
des 'erweiterten Woetzler"Ausschusses namentlich von den Vertretern der 
Binnenschiffahrt und des Kraftverkehrs, also der ausgesprochenen Kon" 
kurr,enz, widerspr.ochen - ein Vorgang, der nicht weiter Ueberraschung 
hervorrufen kann. 

Zu b) Die Ablehnung des zweiten W,eg'es, Schadloshaltung der Verkehrsträger 
durch staatliche Subventionen, möchten wh: im Grundsatz unterstützen. 
Das Beispiel anderer Staaten spricht nicht für dne umfassende Nach" 
,ahmung derartiger Lösungen. Damit soll nicht ausgeschlossen werden. 
daß in bestimmten Einzelfällen (z. B. im Ralunen des § 28 des Bundes" 
hahngesdz,es und namentlich im Personenverkehr) auch dieser W'eg 
beschritten wird. 

Zu .c) 

Bemerkenswert ,erscheint uns die Begründung, die SchroHf seiner Ab" 
lehnung gegeben hat: "Das W·esen der gemeinwirtschaftlichen Verkehrs" 
bedienung bestehe weiterhin darin, daß die damit v,erbundenen Lasten 
innerhalb der Verkehrsträger aufgefangen werden müßten." 19) Diesel' 
wichtige Grundsatz sollte in den verkehrspolitischen Auseinanders.etzun" 
gen .allgemeine Anerkennung finden. I 

Nach Ansicht Schroiffs bleibt für die Verkehrspolitik somit nur die 
Alternative, die "über die verringerten Ausgleichsmöglichkeiten hinaus" 
gehenden gemeinwirtschaftlichen Belastungen durch Ein s ehr ä n ku n g 
d,er g'em,e in wirt seh a ftli ehe n V'er.ke~1Tsbled~enu.ng. ab" 
zubauen." \'\7,as über die so begrenzte GememwlrtschaftltchkeIt hmaus 
an FörderunO"smaßnahmen für die Volkswirtschaft als notwendig erachtet 
werde, sei u~mittelbar Aufgabe des Staates. 
Diese F10rderungen stehen u. E. in \Xliderspruch zu den vorausgehlen" 
den 'eigenen Darlegungen Schroiffs. Da der Ausgleich bei der Bundes" 
hahn vorwiegend info I g·e des W e t t b 'e Wie r b s der anderen 
Vukehrsträg,er unmöglich geworden ist, kann der erste Teil des Vor" 
schlags, Abbau der Gemeinwirtschaftlichkeit, in diesem Zusammenhang 
nur als Forderung .aufgefaßt werden, die Gemeinwirtschaftlichkeit 

18) Seile 155, 
19) Seite 15G, 

J 
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w 'e ge n der K'Ünkunenz dieser Y,erkehrsträger insoweit aufzugeben .. 
Wir bezweifeln, daß derartige rein betriebsbestimmte Erwägungen die 
richtige Ausgangsbasis für die verkehrsp'olitischen Entscheidungen bilden 
können, ganz abgesel1en davon, daß sie mit der ·eigenen Feststellung 
Schroiffs, ,es gehöre zum Wesen der gemeinwirtschaftlichen Y'erkehrs~ 
bedienung, die damit verbundenen Lasten innerhalb der Verkehrsträg,er 
aufzufangen, nur schwer in Einklang zu bringen sind. Auch hierin 
zeigt sich, daß di,e Bdr.achtungsweise des Verfassers zu unrichtigen 
Folgerungen führen muß: nicht die Auswirkungen allf die \Vdtbewerbs~ 
lage bei den anderen Y,erkehrsträgern, sondern die Notwendigkeiten 
der allgemeinen Wirtschafts~ und Staatsp'olitik bestimmten Umfang und , 
Grenz'en der gemeinwirtschaftlichen Verkehrsbedienung der Bundesbahn. 

Rücksichtnahme auf die 'eigene W'ettbewerbslag,e ist offenbar auch die. 
innere Begründung für den ander'en T,eil des Y,orschlag'es, weitergehende 
Förderungsmaßnahmen sollten unmittelbar durch den Staat übernommen 
werden. Die Forderung na'ch direkten staatlichen Subventionen an die 
Wirtschaft als El'satz für gemeinwirtschaftliche. Leistungen ist nicht neU. 
Sie ist von SchroHf lind auch von dem Z'entralausschuß der Deutschen ') 
Binnenschiffahrt schon wiederholt gestellt worden. 20) Auf die mit cIi:escm J 

Y,erfahr.en v,erbundenen Nachteile hat kürzlich Helfrich in :einer Abhand~ I) 

lung "Staatliche .oder private Ausgleichskassen (Subventionen) als Ersatz 
für den Kostenausgleich der gemeinwirtschaftlichen Verkehrsbedien" I. 
nung?"aufmerksam gemacht. 21) Helfrich weist darauf hin, daß für die I 
Volkswirtschaft höhere Belastungen :eintr,eten würden, wenn man das 
Prinzip der gemeinwil'tschaftlichen Verkehrs bedienung zugunsten eines 
seIbstkostenbestimmten Tarifs aufgäbe und die dann .entstehenden Tarif" 
unterschiede in den wirtschaftsschwachen Gebieten durch öffentliche 
Zuschüss,e auszugleichen versuchte. Es müßten bei einem derartigen 
Y,erfahren nicht nur die Mehrbelastung der revierfernen Gebiete gegen" 
über dnem fiktiven Durchschnittstarif ausgeglichen, sondern die 'erheb~ 
lich höheren Differenzbeträge aufgebracht werden, die sich im Vergleich 
zu den viel niedrigeren, nach Kostengesichtspunkten gebildeten Tarifen 
inden v,erkehrsdichten Relationen und Gebieten ergäben. Außerde:rn . 
wär,en die· zusätzlichen Verwaltungskosteneines derart erweiterten 
Finanzausgleichs aufzubringen. Schon die Vorstellung. von dem hier" 
mit verbundenen Verwaltungsaufwand . und der "Schwierigkeit, wenn 
nicht Unmöglichkeit, den rechten Maßstab zu finden und :zahllose 
Berufungen abzuwehren", sollte nach Hdfrich genügen, um das Absurde 
/Siolchier Ueherlegungen zu kennzeichnen und .andererseits den ,\Vert 
herv01'zuheben, der dem gemeinwirtschaftlichen Pl'inzip und dem damit 
v,erbundenen internen Kostenausgleich des Schienenv,erkehrs inne" 
wohnt. 22) 

Wir möchten diesen Gründen hinzufügen, daß nach unserer Auffassung 
selbst bei ,einem so weitgezogenen staatlichen Finanzausgleich imm7r , 
,erst ei nie Seite der W:etthewerbsp'0sition gleichgestellt, nämlich die 

20) Ze'ilschrift :für ßinllenschiffahrt", DCllcrnbcr 1953, und "Die Bi.nnclL5'chiIl'ahrt 
ordr;~ng dcs deutschen Verkehrs!', Scite 14. 
2!) Forsc}lUngsh.cric1l1,o der Akademie für Raumforschung und Landesplanung, 1956. 

zur Ncu- I. 
• I 

J 22) Helfrich, a. a. 0., SeiLe 69. 
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,eigene Kostenlage der l'evierfernen Gebiete ,entsprechend verbessert sein 
würde. Noch nicht ausgeglichen wäre damit di:e zusätzliche Wdthewerbs~ 
kraft, di,e mit derart kostenorientierten verbilligten Tarifen für die stand~ 
ortbegünstigte Wirtschaft v,erbunden ist. Mit ander,en Worten, die 
Schutzzollfunktion des gegenwärtigen T,arifsystems, die raummäßige 
Begrenzung des Wettbewerbs der standorthegünstigten Industrie, wäre 
zum Nachteil der v:erkehrsschwachen Gebiete beseitigt. 
Einer Klärung bedürfte außerdem, ob derartige Hilfsmaßnahmen "auf die 
wirklich Unterstützungsbedürftigen" beschränkt werden sollten. 23) Eine 
Differenzierung nach notIeidenden und florierenden Betriehen, die in 
denselben Wirtschaftsgebieten unter sonst gldch;!n Bedingungen zü 
,arheiten haben, ,erscheint aus r,echtlichen Gründen - Verletzung des 
Glcichheitsgrundsatz.es des Grundgesetzes anf.echtbar. 
ln Ueberdnstimmung mit Helfrich sind wir daher der Meinung, daß 
die vün Schroiff vorgeschlagenen unmittelbaren Subventionen des Staates 

. die gegenwärtigen Funktionen des gemeinwirtschaftlichen Tarifsystems 
nur unvollkommen ersetz'en könnten, zumindest aber zu einem nöheren 
vülkswirtschaftlichen Gesamtaufwand führen müßterl. 

Z:Isammenfassung 
.. ' ' i 

AIs Ergebnis unser,er Ausführungen möchten wir unsere Haupteinwände gegen 
de Abhandlung Sch1'lOiffs wie fo~gt zusammenfassen: 

1. Die Gemeinwirtschaftlichkeit ist kein internes Wettbewerbspvoblem der drei 
Y,erkehrsträger, sondern dn Grundproblem dergesamt.cn deutschen Wirtschaft. 

. 2. Jede Darstellung, die sich mit der gemein wirtschaftlichen Y,erkehrsbedienung 
der Bundesbahn .auseinandersetzt, muß den p'ersonenv,erkehr als die entschei~ 
dende gemeinwirtschaftliche Last der Bundesbahn in ihre Untersuchung ein~ 
beziehen. 

3. Die vorgeschlagenen Ersatzrnaßnahmen dtl~ch unmi~tclba1"'e staatliche Subven" 
Honen führen zu dnem vermehrten volkSWIrtschaftlIchen Aufwand. 

\X!l1' können uns daher der Auffassung des Verfass,ers, daß sich bei Dur~h~~ihr~mg 
dCl v,on .ihm vorgeschlagenen Maßnahmen "das Problem von selbst lost, nIcht 
. anschließen. 

23) fuite 156. 




